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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident 

Mag. Dr. Köller, den Hofrat Mag. Straßegger sowie die Hofrätin 

Dr. Koprivnikar als Richter, unter Mitwirkung der Schriftführerin 

Mag.a Schörner, über die gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichtshofes 

vom 22. März 2023, Ra 2023/02/0019-7, betreffend Übertretung des KFG, 

gerichtete, mit 19. April 2023 datierte Eingabe des H in W, den Beschluss  

gefasst: 

Die Eingabe wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Mit dem hg. Beschlus vom 22. März 2023 wurde der Antrag des Einschreiters 

auf Zuerkennung der Verfahrenshilfe zur Erhebung einer außerordentlichen 

Revision gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichtes Wien vom 

2. Jänner 2023, VGW-031/040/14437/2022-3, abgewiesen. 

2 Dagegen richtet sich die vorliegende Eingabe, in welcher der Einschreiter 

„Einspruch“ erhebt. Das Begehren ist somit auf eine Abänderung des 

genannten Beschlusses gerichtet und daher als Rechtsmittel gegen diesen 

Beschluss zu verstehen. 

3 Das Gesetz räumt gegen den - gemäß § 14 Abs. 2 VwGG durch den Berichter 

zu fassenden - Beschluss über die Versagung von Verfahrenshilfe ein 

Rechtsmittel nicht ein. 

4 Das mit Eingabe vom 19. April 2023 erhobene Rechtsmittel war daher gemäß 

§ 34 Abs. 1 VwGG ohne weiteres Verfahren als unzulässig zurückzuweisen 

(vgl. VwGH 6.3.2020, Ra 2019/02/0221, mwN), ohne dass es auf die weiters 

begehrte Verlängerung der bei Einbringung des Verfahrenshilfeantrags bereits 

abgelaufenen Verbesserungsfrist ankommt. 

5 Da gegen den Beschluss über die Versagung von Verfahrenshilfe ein 

Rechtsmittel unzulässig ist, erübrigte sich ein Verbesserungsauftrag. 
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6 In diesem Zusammenhang wird darauf aufmerksam gemacht, dass weitere 

Anträge dieses Inhaltes ohne Bearbeitung zu den Akten genommen werden 

können (vgl. VwGH 18.4.2023, Ra 2023/02/0027). 

W i e n ,  am 3. Mai 2023 

 


